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Die verkehrspolitische Zielsetzung und der Lösungsansatz 
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Auftrag Städteinitiative im 

kommunalen Richtplan:  

Anteil an Fuss-, Veloverkehr und ÖV 

muss bis 2025 um 8%-Punkte erhöht 

werden  

 Anteil MIV muss leicht gesenkt bzw. 

stabilisiert werden 

Verlagerung wird erfahrungs-

gemäss nur durch Push- und 

Pull-Massnahmen erreicht.  

(Z.B. ÖV-Ausbau und 

Parkplatzbewirtschaftung 

möglichst zeitgleich umsetzen) 
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Neuer Trend: autoarme Nutzungen 
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Parkplatzverordnung: Teil vom Ganzen  

Städtisches Gesamtverkehrskonzept (sGVK) 

Infrastrukturbauten Mobilitätsmanagement 

ÖV 

- ÖV-Hochleistungs-

 korridor 

- Querung Grüze 

- Optimierung 

 Busnetz 

MIV 

- Zentrums-

 erschliessung 

 Neuhegi-Grüze  

-  Regionale 

 Verkehrssteuerung 

 (RVS) 

 

Velo- und 

Fussverkehr 

-  Masterplan 

 Stadtraum 

-  Urban Boulevard 

 (Aufwertung 

 Strassenräume) 

- Velobahnen 

- Veloparkierung 

 

 

- Parkplatzverordnung  

- Parkraumplanung 

- Gestaltungspläne, 

 z.B. Werk 1, Lagerplatz  

- Mobilitätskonzepte 

- Mobilität in 

 Unternehmen (MIU) 

- Dosierungskonzept 

- Fahrtenmodell 
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 Abstellplatzverordnung von 1986 ist veraltet und teilweise 

widersprüchlich zum übergeordneten Recht. Wird schon lange nicht 

mehr angewendet.  

 Kantonale Wegleitung zur Regelung des Parkplatzbedarfs in 

kommunalen Erlassen von 1997 ist rechtliche Basis für heutige Praxis. 

 Übergangslösung mit stadträtlicher Dienstanweisung 2011 

konkretisiert den Vollzug der kantonalen Wegleitung 

 Verbindlicher Auftrag: Erheblich erklärte 

Motion des Grossen Gemeinderates 

Alte Abstellplatzverordnung überholt 
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Die Reaktionen auf den Entwurf 

Städtekonferenz Mobilität, 2.12.2013 

9 



Parkplatzverordnung Winterthur (PPVO-W) 
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Was regelt die Verordnung und was nicht?  

Was regelt die PPVO-W: 

 Private und öffentliche Parkplätze (PW, Moto, Velo), die im 

Baubewilligungsverfahren für entsprechende Nutzungen bewilligt 

werden, wie Wohnen, Büros, Gewerbe, Industrie, Einkaufs- und 

Freizeitnutzungen, Restaurants, Schulen, etc. 

 

Was regelt die PPVO-W nicht:  

 Anzahl Parkplätze im öffentlichen Strassenraum sowie in öffentlichen 

Parkhäusern 
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Stossrichtung der neuen Parkplatzverordnung 

 Zentrumsgebiete entlasten 

Je besser ÖV-Erschliessung, desto weniger Parkplätze 

 Mehr Flexibilität für Bauherrschaft                                                                                    

Bauherrschaft kann innerhalb Bandbreite (Minimum und Maximum) die 

Anzahl Parkplätze selber bestimmen. 

 Neuerungen ermöglichen                                                                

Autoarme Nutzungen, Fahrtenmodell, Mobilitätskonzept 

 Verkehr verflüssigen 

u.a. mit einer flächendeckenden Parkraumbewirtschaftung 

 Weiterhin ausreichend Parkplätze  

unter Berücksichtigung der Strassenkapazitäten 
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Anzahl Parkplätze abhängig von der ÖV-Erschliessung  

Städtekonferenz Mobilität, 2.12.2013 

 Plan der Reduktions-

gebiete 

 Prinzip: Je besser die 

ÖV-Erschliessung, desto 

weniger PP 

 Zusätzliche Reduktion in 

Zentrumsgebieten 

(=Entwicklungs-

schwerpunkte) 

(Auch Mikrozensus zeigt: 

Je besser die ÖV-Erschlies-

sung, desto weniger Leute 

benutzen das Auto.)  
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Fahrtenmodell ermöglicht grössere Flexibilität 

 Fahrtenmodell regelt Zahl der 

maximal verträglichen Fahrten für 

ein Gebiet 

 Damit können publikumsintensive 

Nutzungen trotz Vorbelastung 

(Strassenkapazität, Luft, Lärm) an 

erwünschten Lagen zugelassen 

werden  

 Vorteil für Bauherrschaft:  

Fahrtenmodell ermöglicht grössere 

Flexibilität bei Parkplatznutzung und 

Parkplatzzahl 

Art. 10 
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Erstes Fahrtenmodell im Sulzerareal 

Werk 1, Stadtmitte, geplant 

 
14 



 Mobilitätskonzepte können bei Bauvorhaben ab 30 Parkplätzen 

verlangt werden 

 Anwendung in Gebieten mit überlastetem Strassennetz oder bei 

autoarmen Nutzungen 

 Mobilitätskonzepte sind auf die Kapazität des übergeordneten 

Verkehrsnetzes abgestimmt und beinhalten z.B.: 

 Parkplatzbewirtschaftung 

 Förderung ÖV- und Velo-Benutzung durch                                                  

geeignete Anreize, Infrastruktur und Information 

 Bedarfsgerechtes Car-Sharing 

 Integration ins übergeordnete Parkleitsystem 

 

Angepasste Lösungen mittels Mobilitätskonzept 

Art. 8 und 9 
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Bewirtschaftung öffentlich zugänglicher Parkplätze 

PPVO-W schafft Rechtsgrundlage für 

 Lenkungswirksame Bewirtschaftung von öffentlich 
zugänglichen PP für Kundschaft und Besucher/innen ab 10 PP 
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Bewirtschaftungspflicht gilt 
 für PP auf öffentlichem Grund 

 sowie allgemein zugängliche PP 
von Einkaufs-, Gastronomie-, 
Freizeitnutzungen und 
öffentlichen Einrichtungen 

 

 «Gleich lange Spiesse» für alle 
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Autoarme Nutzungen werden gefördert 

 Bei reduzierter Nachfrage kann tiefere Parkplatzzahl bewilligt werden 

 Mobilitätskonzept ab 30 PP erforderlich 

 Controlling bei Bedarf 

 Grundbuchverpflichtung: Grundeigentümer muss erforderliche PP 

nachträglich erstellen oder Ersatzmassnahmen umsetzen, wenn PP 

wiederholt nicht ausreichen 
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Beispiele autoarmer Siedlungen in Winterthur 

Mehrgenerationenhaus Giesserei, Neuhegi 

GESEWO, Bezug Anfang 2013 

154 Wohnungen + Gewerbe 

30 Bewohner- u. 30 Besucher-PP  
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Projekt Hagmann-Areal, Seen 

Private Bauherrschaft, Bezug geplant 2015 

112 Wohnungen + Gewerbe 

Ca. 34 PP 

  

 

Kanzlei - Wohnen 50+, Seen 

GESEWO, Bezug 2010 

16 Wohnungen 

3 PP  
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Abstellplätze für Velos und Motorräder 

Motorräder 

 Minimaler Pflichtbedarf von 15% der Auto-PP 

entspricht durchschnittlichem Anteil in Winterthur 

 

Velos 

 Für Veloabstellplätze werden höchste 

Bedarfswerte der kantonalen Wegleitung 

übernommen  

z.B. für Wohnen: 1 VP / 40 m2 GF 

 Einheitliche Regelung für Mehrzahl der Fälle 
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Spielraum für Schichtbetrieb und Betriebsfahrzeuge 

 Mehr Parkplätze für Unternehmen mit Schichtbetrieb und für 

Betriebsfahrzeuge 
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Ausblick & Lesson learnt 
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Der weitere politische Prozess 

Landbote, 8.11.13 
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Lesson learnt 
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Danke für Ihre Aufmerksamkeit 
Haben Sie Fragen? 

 

Weitere Infos unter: 

bau.winterthur.ch/ppvo 
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